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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

für eine Verordnung (EWG) des Rates über die zoiltarifiiche 
Behandiung von landwirtschaftiichen Erzeugnissen, die im per- 
söniichen Gepäck der Reisenden eingeführt werden 

— Drucksache 7/901 — 

für eine Verordnung (EWG) des Rates 

— über die Durchführung einer Reihe von Beschiüssen des 
durch das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Repubiik Österreich eingesetzten Ge- 
mischten Ausschusses, die Zoilregeiungen zum Gegenstand 
haben 

— über die Durchführung einer Reihe von Beschlüssen des 
durch das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Portugal eingesetzten Ge- 
mischten Ausschusses, die Zollregelungen zum Gegenstand 
haben 

— über die Durchführung einer Reihe von Beschlüssen des 
durch das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Schweden eingesetzten 
Gemischten Ausschusses, die Zollregelungen zum Gegen- 
stand haben 

— über die Durchführung einer Reihe von Beschlüssen des 
durch das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
eingesetzten Gemischten Ausschusses, die Zollregelungen 
zum Gegenstand haben 

— Drucksache 7/497 — 

für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung be- 
stimmter Beschlüsse des durch das Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island 
eingesetzten Gemischten Ausschusses, die Zollregelungen zum 
Gegenstand haben 

— Drucksache 7/946 — 
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für eine Richtlinie des Rates über die Anwendung des Artikels 5 
der Richtiinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den aktiven Ver- 
edelungsverkehr 

— Drucksache 7/960 — 

für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1496/68 des Rates vom 27. September 1968 über 
die Bestimmung des Zoilgebiets der Gemeinschaft 

— Drucksache 7/967 — 

für eine Verordnung des Rates betreffend die gegenseitige 
Unterstützung sowohi der zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten untereinander als auch im Verhältnis dieser Behörden 
zur Kommission, um die ordnungsgemäße Anwendung des Ge- 
meinschaftsrechts auf dem Gebiet des Zoliwesens und der 
Landwirtschaft zu gewährleisten 

— Drucksache 7/573 — 


A. Probleme 

Die Zollfreiheit für Reisemitbringsel im Drittlandsreiseverkehr 
soll auf Agrarwaren ausgedehnt werden. 

Zwischen der EWG und den Rest-EFTA-Staaten soll ein System 
für den Nachweis der Präferenzberechtigungen geschaffen wer- 
den. 

Die übliche Lagerhaltung soll im Rahmen des aktiven Verede- 
lungsverkehrs ohne Prüfung der wirtschaftlichen Voraussetzun- 
gen statthaft sein. 

Während der Übergangszeit soll eine zollwertrechtliche Diskri- 
minierung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs vermie- 
den werden. 

Die Zusammenarbeit an Zollbehörden der Mitgliedstaaten 
untereinander und mit den Organen der Europäischen Gemein- 
schaft soll geregelt werden, um die genaue Erhebung von Zöl- 
len und Abschöpfungen sicherzustellen und um Zuwiderhand- 
lungen gegen die Zoll- und Agrarregelungen zu verhindern 
oder zu ermitteln. 


B. Lösungen 

Die Agrarwaren werden in die Zollfreiheit für Reisemitbringsel 
einbezogen. 

Die EWG und die Rest-EFTA-Länder arbeiten insbesondere bei 
der Ausstellung und Verwendung der Präferenznachweise zu- 
sammen. 

Bezüglich der üblichen Lagerhaltung erfolgt eine entsprechende 
Klarstellung der Veredelungsrichtlinie. 

Die Begriffsbestimmung des gemeinschaftlichen Zollgebiets 
wirkt sich zollwertrechtlich erst nach der Übergangszeit aus. 
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Der Ausschuß hält die vorgeschlagene Verordnung über die 
Zusammenarbeit der Zollbehörden der Mitgliedstaaten unter- 
einander und mit den Organen der Europäischen Gemeinschaft 
für überflüssig. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

unbedeutend 
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A. Bericht der Abgeordneten Schreiber 

Mit Schreiben des Präsidenten vom 27. April 1973 
wurde die Vorlage — Drudcsadie 7/497 — dem 
Finanzausschuß überwiesen. Die Vorlage — Druck- 
sache 7/573 - — wurde durch ein entsprechendes 
Schreiben vom 18. Mai 1973 dem Finanzausschuß 
federführend und dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mitberatend überwiesen. 
Die Vorlagen — Drucksachen 7/901, 7/946, 7/960, 
7/967 wurden dem Finanzausschuß durch Schreiben 
des Präsidenten vom 13. September 1973 überwie- 
sen. Der Finanzausschuß hat über die Vorlagen am 
6. Juni 1973 und am 5. Oktober 1973 beraten. Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten hat die Vorlage — Drucksache 7/573 — - am 
3. Oktober 1973 mit der Maßgabe zur Kenntnis ge- 
nommen, daß ein Bedürfnis für den Erlaß dieser 
Verordnung nicht vorliege. Der Finanzausschuß 
empfiehlt, von den Vorlagen mit folgenden Maß- 
gaben Kenntnis zu nehmen: 

Die Verordnung über die zolltarifliche Behand- 
lung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die im 
Reisegepäck eingeführt werden — Drucksache 7/901 
— läßt in ihrem Artikel 1 Abs. 2 im unklaren, ob 
hiernach Waren aus dem freien Verkehr eines 
EWG-Mitgliedstaates, die Ausgleichsbeträge unter- 


und Dr. Wagner (Trier) 

liegen, im Rahmen der großen EWG-Freigrenzen 
(Steuerbefreiung) oder nur im Rahmen der Dritt- 
landsfreigrenzen (Zollbefreiung) abgabenfrei sein 
sollen. Durch Streichung von Artikel 1 Abs. 2 
soll klargestellt werden, daß die Verordnung die 
EWG-Freigrenzen nicht berührt. 

Die Verordnung über die Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten untereinander und mit den Organen 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Zollwesens 
und der Landwirtschaft — Drucksache 7/573 — ent- 
spricht in wesentlichen Teilen dem Übereinkommen 
der ursprünglichen Mitgliedstaaten vom 7. Septem- 
ber 1967. Da der Verordnungsentwurf nur Gemein- 
schaftsabgaben erfaßt und sich nicht — wie das 
Übereinkommen — auch auf „sonstige Abgaben" 
bei der Ein- und Ausfuhr, also auf die Umsatzsteuer 
und die sonstigen Verbrauchsteuern bezieht, müßte 
auch nach Inkrafttreten der Verordnung das Abkom- 
men insoweit in Kraft bleiben. Unter diesen Um- 
ständen sieht der Ausschuß keinen zwingenden 
Anlaß, das Übereinkommen durch einen Rechtsakt 
der Europäischen Gemeinschaften zu ersetzen, zu- 
mal sich das Abkommen in der Praxis gut bewährt 
hat. 


Bonn, den 11. Oktober 1973 


Schreiber Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Vorlagen — Drucksachen 7/497, 7/946, 7/960, 7/967 — Kenntnis zu 
nehmen, 

2. von der Vorlage — Drucksache 7/901 — Kenntnis zu nehmen und die Bundes- 
regierung zu ersuchen, auf eine Streichung von Artikel 1 Abs. 2 hinzuwirken, 

3. von der Vorlage — Drucksache 7/573 — Kenntnis zu nehmen und festzustel- 
len, daß ein Bedürfnis für den Erlaß dieser Verordnung nicht vorliegt. 


Bonn, den 11. Oktober 1973 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Schreiber Dr. Wagner (Trier) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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